
Bauhandwerkerpfandrecht: Ein Überblick über Gesetz und Praxis

Wer als Handwerker oder Unterneh-
mer am Bau auf einem Grundstück 
Arbeit geleistet hat, ist berechtigt, für 
seine Werklohnforderung ein Pfand-
recht auf diesem Grundstück errich-
ten zu lassen. Dabei braucht er nicht 
zwingend Gläubiger des Grundeigen-
tümers zu sein.

Wieso braucht es ein besonderes 
gesetzliches Pfandrecht für 
Handwerker?
Das Pfandrecht des Handwerkers beim 
Bau auf Grundstücken dient diesem 
dazu, seine Werklohnforderung abzu-
sichern. Dies ist notwendig, weil der 
Handwerker beim Liegenschaftsbau 
das Werk nicht bis zur Zahlung seines 
Lohns zurückbehalten kann. Es geht 
automatisch ins Eigentum des Grund-
eigentümers über. Da der Handwerker 
also quasi eine Vorleistungspflicht hat, 
kann er durch das Pfandrecht die 
Nachleistung des Bestellers absichern.

Wer ist zur Errichtung des Pfandrechts 
berechtigt?
Nicht jeder am Bau Beteiligte ist be-
rechtigt, ein Bauhandwerkerpfandrecht 
eintragen zu lassen. Generell ist jeder 
selbstständige Unternehmer, welcher 
für den Bau Material und Arbeit oder 
Arbeit allein liefert, zur Eintragung ei
nes Bauhandwerkerpfandrechts berech

tigt. Ausgenommen von diesem Siche
rungsrecht sind diejenigen, die ledig-
lich Baustoffe liefern sowie die Archi-
tekten, welche die Pläne erstellen.

Die Forderung, für die sich ein Pfand
recht eintragen lässt, umfasst die Ar-
beit, das Material sowie einen ange-
messenen Gewinn. Als Besonderheit des 
Bauhandwerkerpfandrechts kann die-
ses selbst dann eingetragen werden, 
wenn nicht der Grundeigentümer selbst 
Schuldner der Werklohnforderung ist, 
sondern beispielsweise ein Generalun-
ternehmer oder ein Mieter des Grund-
stücks. Zudem gilt dieses Recht auch 

dann, wenn der Grundeigentümer den 
Generalunternehmer schon bezahlt hat. 
Hier entsteht ein Doppelleistungsrisi-
ko für den Bauherrn.

Wie und wann wird das Pfandrecht 
errichtet?
Der Anspruch auf Errichtung des Pfand
rechts durch Eintragung im Grund-
buch entsteht, sobald der Handwerker 
sich zur Arbeitsleitung verpflichtet hat. 
Vier Monate nach Vollendung der Ar-
beiten erlischt der Anspruch. Damit 
der Handwerker das Pfandrecht im 
Grundbuch eintragen kann, muss der 

Grundeigentümer die Forderungssum-
me anerkennen oder ein Gericht deren 
Bestand und Höhe feststellen. Bestrei-
tet der Grundeigentümer Bestand und/
oder Höhe der Forderung, kommt man 
nicht umhin, das Gericht zu bemühen, 
was in aller Regel länger dauert als vier 
Monate. 

Deshalb kann der Handwerker eine 
Vormerkung des Pfandrechts als sog. 
vorsorgliche Massnahme vom Gericht 
verlangen. Stimmt das Gericht dem zu, 
und erfolgt die Vormerkung vor Ab-
lauf der Vier-Monats-Frist, gilt die Frist 
als gewahrt. Wichtig ist, dass nicht das 
Gesuch um Vormerkung fristwahrend 
wirkt, sondern nur die Vormerkung 
selbst.

Der Grundeigentümer kann die Ein-
tragung stets verhindern, wenn er für 
die angemeldete Forderung hinreichen
de Sicherheit leistet.

Was sind die Folgen eines  
Pfandrechts?

Ist das Bauhandwerkerpfandrecht im 
Grundbuch eingetragen, so entsteht 
die Grundpfandverschreibung für die 
Forderung des Handwerkers. Sollte der 
Besteller den Handwerker nicht bezah-
len, kann dieser den Grundeigentümer 
auf Pfandverwertung betreiben.

Das Bauhandwerkerpfandrecht dient 
dem Schutz der Handwerker. Aus Sicht 
des Bauherrn birgt es das Risiko der 
Doppelleistung. Hat der Bauherr bei-
spielsweise dem Generalunternehmer 
den Werkpreis bezahlt, dieser bezahlt 
aber seine Subunternehmer (Handwer
ker) nicht, besteht das Risiko, dass sich 
der Grundeigentümer mit einer Pfand-
verwertung konfrontiert sieht, obwohl 
er kein Schuldrechtsverhältnis zum 
Handwerker hat. Es empfiehlt sich da
her als Bauherr, darauf zu achten, dass 
der Generalunternehmer die Handwer
ker tatsächlich bezahlt. Wenn immer 
möglich, sollte die Zahlung des Werk-
preises an den Generalunternehmer 
von dessen Bezahlung der Löhne der 
Handwerker abhängig gemacht wer-
den.  n

NR und ZBV-Präsident berichtet aus der laufenden Wintersession 

Direkt aus dem Bundeshaus

Die parlamentarische Initiative Das 
Risiko beim Einsatz von Pestiziden 
reduzieren (Pa.Iv.19.475) hat in der 
ersten Woche bei den bäuerlichen 
Parlamentariern mächtige Wellen 
geworfen. 

Einzelanträge, vermutlich geschrieben 
von Umweltorganisationen und da-
nach eingebracht von einem Mitglied 
der bürgerlichen FDP, fanden plötzlich 
eine Mehrheit. Einzelanträge werden 
schriftlich eingereicht und schriftlich 
begründet. 

Im Rat findet keine Diskussion über 
diese in letzter Minute eingebrachten 
Änderungsanträge statt. 

Dadurch kann auch nur schwer re-
agiert und die in diesem Fall tenden
ziösen Begründungen in einer sachli-
chen Auseinandersetzung entkräftet 
werden. 

Durch die intensiven Verhandlun-
gen konnte das Geschäft in der ersten 
Woche noch nicht zu Ende behandelt 
werden. 

Die Weiterführung fand gestern Don
nerstag statt. 

Bestimmt werde ich im Rückblick 
auf die Session in zwei Wochen noch-
mals dieses Traktandum Revue passie-
ren lassen. 

Solche Heckenschüsse aus den Krei-
sen der selbsternannten Wirtschafts-

vertreter sind mit Sicherheit nicht 
dienlich für die weitere Zusammenar-
beit mit der Landbevölkerung. Es kann 
nicht sein, dass man von liberaler Seite 
die Bauern dann umgarnt, wenn es 
ihren Interessen nützt. 

Wenn jedoch ein berechtigtes Anlie-
gen der nachhaltigen Nahrungsmittel-
produktion auf der Traktandenliste 
steht, welche das Ziel der Erhaltung 
des Selbstversorgungsgrades hat, wer-
den wir kläglich im Regen stehen ge-
lassen. Fortsetzung folgt …
n Martin Haab

«Das Bauhandwerker-
pfandrecht bietet 

Sicherheit für Handwerker 
und Risiken für Bauherren. 
Es gilt, Fristen zu beachten 

und Doppelleistungs-
risiken zu vermeiden.»
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Martin Haab berichtet aus der laufenden 
Wintersession aus Bern. Bild: ZBV

Im Zusammenhang mit einem Bauhandwerkerpfandrecht gibt es einige Dinge zu beachten. 
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Öko-Augenblick
Wenn die Blätter fallen, werden sie 
wieder wahrgenommen zumindest 
auf Laub- und Obstbäumen, Misteln 
(Viscum album). Aber nicht nur auf 
Laubgehölzen findet man sie, son-
dern auch auf Weisstannen und Föh-
ren. Aufgrund ihrer eigenartigen Le-
bensweise erwecken Misteln schon 
seit Jahrtausenden das Interesse des 
Menschen. Eine Pflanze ohne Wur-
zeln war geheimnisvoll. Als Halb-
schmarotzer erhält die Mistel von ih
rem Wirt die nötigen Nährsalze und 
Wasser. Unter ihnen gibt es Männ-
chen und Weibchen, nur letztere tra-
gen im Winter die elfenbeinfarbigen, 
giftigen Früchte. Die Giftigkeit der 
Mistel hängt von der Baumart ab, 
stark giftig sind solche von Ahorn, 

Pappel und Robinie, am wenigsten 
giftig von Obstbäumen. Giftig sind 
sie allerdings nur für Säugetiere und 
Menschen, nicht aber für Vögel. Für 
27 unterschiedliche Vogelarten sind 
sie im Winter eine willkommene Nah
rungsquelle. Was die Vögel jedoch 
nicht wissen, die unverdaulichen Ker
ne bleiben nach der Darmpassage 
wie Leim am Hintern kleben. Erst ein 
beherztes Reiben des Hintern an Äs
ten erlaubt sie loszuwerden, und so 
erobert sie neue Äste/Bäume. Trotz-
dem, wer seine (Obst-)Bäume liebt, 
sollte übermässigen Befall vermei-
den, er führt fast immer zum Tod des 
Baumes.
n René Gämperle, rene.gaemperle@strickhof.ch 
058 105 98 27 

Mistel an Apfelbaum …  
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… soweit darf es nicht kommen.

Die pa. Iv. hat inbesondere bei bäuerlichen Vertretern mächtige Wellen geworfen. Bild. Adobe Stock
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